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Zum Kechtsſchutz gegen das Bagabundenweſen. 
Vom Privatdocenten Dr. Ferdinand Lentner. 


Einer Erörterung der Frage nach dem Rechtsſchutze gegen die 
Landſtreicherei und das Vagantenthum kommt der Umſtand weſeutlich 
zu ſtatten, daß dieſelbe ſeit geraumer Zeit im Brennpunkte polizei⸗ 
wiſſenſchaftlicher Betrachtnahme und erfahrungsmäßiger Beobachtung 
liegt, und daß mit Rückſicht auf die einſchlägigen Erörterungen des 
Verwaltungsrechtes und die ſcharfe kritiſche Aufhellung dieſes Gegen⸗ 
ſtandes, welche derſelbe in den verſchiedenen Vertretungskörpern wieder⸗ 
holt erfuhr, in einer Reihe von Vorausſetzungen eben ſo viele unbe⸗ 
ſtrittene Zugeftändniffe erkannt werden dürfen. So wird es vor Allem 
kaum einem Widerſpruche begegnen, daß die Schädigung der Ackerbau⸗ 
bevölkerung eines Staates als eine bedenkliche Gefährdung der beſten, 
weil ſicherſten Steuerkraft und Wehrhaftigkeit desſelben erſcheint und 
hinwiederum dürfte mit ſeltener Einſtimmigkeit zugegeben werden, daß 
eine ſolche Gefährdung durch das Bettler⸗ und Vagabundenthum, 
deſſen bevorzugtes Uebungsfeld das Flachland iſt, im hohen Maße 
verurſacht wird. Erwägt man nun dieſen thatſächlichen Verhältniſſen 
gegenüber, daß der Werth eines Staates ſchließlich nichts Anderes iſt, 
als die Summe des Werthes der Einzelnen, aus welchen die ſtaat⸗ 
liche Geſellſchaft beſteht, und daß keine ſtaatliche Einrichtung, ſei ſte 
auch noch ſo trefflich, je im Stande ſein kann, jene ſittliche Arbeit, 
die der Einzelne an ſich ſelbſt zu vollziehen hat, für denſelben zu 
verrichten, daß alſo der Gedanke abſoluter Nöthigung zum ſittlichen 
Gebrauche der eigenen Kraft, wie er theilweiſe den Zwangsarbeits⸗ 
anſtalten zu Grunde liegt, ein radicales Heilmittel nicht in ſich birgt; 
ſo wird kein Zweifel darüber entſtehen können, daß die Vagabunden⸗ 
frage, abgeſehen von ihrer Dringlichkeit, als eine ungemein ſchwer zu 
löſende ſich darſtellt. Und ſo iſt es auch; ſie ſtellt ſich dar als ein 
ſocialpolitiſches Problem von eminenter Bedeutung, als ein Problem, 
das ſich mit einer habituell gewordenen Krankheitserſcheinung der Ge⸗ 
ſellſchaft zu befaſſen hat und zunächſt von dieſem pathologiſchen Ge⸗ 
ſichtspunkte aus betrachtet werden muß. 


Die Vaganten, welche die Tummelplätze der Liederlichkeit in 
den groß. n Städten bevölkern und von dieſen Sammelſtätten aus 
ihre Eclatreurs maſſenhaft auf das flache Land eutſenden, meiſterlich⸗ 
gedrillt in allen Kunſtgriffen erimineller Simulation, fie laboriren alle 
am wirthſchaftlichen Marasmus, an jenem intenſiv gewordenen Hange 
zur Nichtsnutzigkeit, welche nicht allein die eigene Kraft, die ja be⸗ 
kanntlich im Staatsweſen nicht nur als eine Wirkung zu betrachten, 
ſondern als Urſache neuer Kraftäußerung von unermeßlichem Werthe 
iſt, zwecklos verſplittert, ſondern auch die ruhige ebenmäßige Kraft⸗ 
entfaltung der Geſammtheit weſentlich beeinträchtigt. Würde ſich nur 
dieſe wirthſchaftliche Beeinträchtigung aller jener, die an der Vermeh⸗ 
rung der Nationalgüter arbeiten, vorwiegend als Beläſtigung charakte⸗ 
riſiren, hätte das Vagabundenthum viel von ſeiner Gemeingefährlich⸗ 
keit verloren; ſo harmlos jedoch verhält ſich die Sache nicht und die 
Analogie des Paraſitenthums kennzeichnet dieſelbe nur unvollſtändig. 

Längſt hat ſich aus dem urſprünglich weniger bedrohlichen als 
läſtigen Bettlerunweſen jenes berufs⸗ und gewerbemäßige Landſtreicher⸗ 
thum herausgebildet, das mit vollſter Verachtung aller rechtlichen und 
ſittlichen Grundlagen der Geſellſchaft, mit unheimlicher Zudringlichkeit, 
mit einem ſtaunenswerthen Aufwande von Liſt, Verſchlagenheit und 
Dreiſtigkeit in allen Proteusgeſtalten auftritt, überall die Dispoſitions⸗ 
fähigkeit zur Gewaltthat und zum Verbrechen bekundend — und in 
ſolcher Weiſe allmälig einen Druck auf die Bevölkerung ausübt, der 
ihr den Nothſchrei um Schutz und Abhilfe ſchon ſo oft erpreßt hat. 
Gerade dieſe Geneigtheit zum Verbrechen, dieſes raſtloſe Aufſuchen der 
Gelegenheiten hiezu, dieſe ausgeſprochene Dreiſtigkeit der Vaganten, die 
Cadres für Uebelthäter jeglicher Sorte zu bilden, ſind es, welche die 
öffentliche Ordnung und den gemeinen Frieden fortwährend bedrohen, 
die in dem Einzelnen das Gefühl der Nechtöunficherheit erzeugen, 
deſſen Verbreitung und Verallgemeinerung die Staatswohlfahrt noth⸗ 
wendig untergraben müßte. 

Schon im Mittelalter hat ſich dieſer Terrorismus, welchen das 
fahrende Bettelvolk allerwärts ausübte, in einer unabſehbaren Zerrüt⸗ 
tung der ſittlichen und materiellen Zuſtände der Agrarbevölkerung gel⸗ 
tend gemacht, und die Staatsgewalten genöthigt, zu energiſchen Re⸗ 
preſſivmitteln zu greifen. Allein ohne aus den charakteriſtiſchen Symp⸗ 
tomen das Weſen des Uebels zu ergründen, hat man örtlich und 
zeitweilig die brutalſten Verſuche gemacht, dasſelbe mit blutiger Strenge 
auszurotten. Der Mißerfolg, welchen alle dieſe Maßregeln aufzuweiſen 
hatten, war allerwärts derſelbe; allein er führte wenigſtens zur Er⸗ 
kenntniß der Dimenſionen dieſer beklagenswerthen Zuſtände und der 
Nothwendigkeit, nachhaltig und mit vereinter Kraft deren Beſeitigung 
anzustreben. Geiſtliche und weltliche Obrigkeiten rafften ſich nun auf, 
dem freibeuteriſchen Geſindel, das naturgemäß dort, wo ji viel Volk 
anſammelte, alſo in der Nähe von berühmten Stiften und Wallfahrts⸗ 
orten, brandſchatzte und beutegierig dem fehdeluſtigen Raubadel nach⸗ 
zog, nach Möglichkeit das Handwerk zu legen. 

Warnten ſchon die ee Capitularien vor den unter dem 
Präterte von Händlern herumziehenden Wegelagerern, ſo ertheilten 
Heinrich der Löwe, welcher auf beſonderen Wunſch des Papſtes 
Eugen III. 1152 die Schirmvogtei über die Abtei Corvei über⸗ 


nommen hatte, Konrad Graf von Querfurt, der dreifache Biſchof von 
Lübeck, Hildesheim und Würzburg, Gerhard der Eiſerne, Erzbiſchof 
von Bremen, der Großmeiſter des deutſchen Ordens Hermann von 
Salza u. A. wiederholt an ihre Stiftsvaſallen Befehle und Weiſungen, 
dem „fahrenden Pack“ ſcharf zuzuſetzen. Weit länger und erfolgreicher 
wehrten ſich die Städte und geſchloſſenen Orte gegen das Eindringen 
dieſer gefährlichen Gäſte, und als ſie dasſelbe nicht mehr verhindern 
konnten, ſuchten ſie dem Uebel wenigſtens inſoferne vorzubeugen, als 
ſie das Bettlerweſen organiſirten, Bettlerfreiſtätten und Herbergen 
errichteten, wie beiſpielsweiſe jene zu Baſel auf dem Kohlenberge, zu 
Lübeck im Pacherkrug, in Wien nächſt der Bettlerſtiege — und dieſe 
Dormitorien, ſowie deren Inwohner unter ſtrenge Aufficht und Con⸗ 
trole von eigenen Bettelvögten ſtellten. Der liber vagatorum, be⸗ 
kanntlich von Martin Luther unter dem Titel „von der falſchen Bettel⸗ 
büberey“ 1528 in das Deutſche übertragen und mit einer trefflichen 
Einleitung verſehen, gibt die erſte eingehende, in mancher Beziehung 
noch heute bemerkenswerthe Schilderung von der Vagabundenwirth⸗ 
ſchaft und deren Organiſation. Insbeſondere wird darin bereits der 
Zigeuner, „einer zuſammengeklaubten Rott aus der Grenz, Ungarn und 
der Türkey“, der Buben, ſo das Handwerk verunehren, der Wahr⸗ 
ſager, der Gaukler und anderer derartiger Vagantenſpecies in nicht 
eben ſchmeichelhafter Weiſe Erwähnung gethan. 

Seinen Höhepunkt erreichte das Landſtreicherweſen in Deutſch⸗ 
land nach Beendigung des dreißigjährigen Krieges. Sowohl in dem 
Werbeſyſtem und noch mehr in der Art, in welcher dasſelbe bei For⸗ 
mirung der Wallenſtein'ſchen Heere zur Anwendung gelangte, die ja 
bekanntlich zum großen Theile aus Abenteurern aus aller Herren 
Ländern beſtanden, lagen die Anläſſe zur Entwicklung des Gauner⸗ 
weſens im großartigen Style. Während jenſeits des Rheins die 
Rougets und Griſons offenes Lager hielten und mit unerhörter 
Dreiſtigkeit der geſetzlichen Gewalt den Krieg erklärten, fand im weſt⸗ 
lichen Deutſchland eine maſſenhafte Schilderhebung des Gauner⸗ und 
Vagantenthums ſtatt, welche in vielen Particularſtaaten den Arm der 
ſchützenden und vergeltenden Gerechtigkeit völlig lahm zu legen drohte. 
Eine zügelloſe Soldatesca, der Abſchaum der Heere Bernhards von 
Weimar, bildete den Grundſtock der weitverzweigten niederländiſchen 
Bande, deren Ableger, die Neuwiedter Bande, die Muttergeſellſchaft 
an Gefährlichkeit noch bei weitem übertraf. Kaum minder gefürchtet 
war die Moſelbande, die Crevelderbande, die Merſiſche und Eſſend⸗ 
ſche Bande, deren Spießgefellen, Helfer und Helfershelfer nach Tau⸗ 
ſenden zählten, deren Thaten ſo viel des Ungeheuerlichen aufweiſen, 
daß die Wirklichkeit unwahrſcheinlicher klingt, als die ausſchweifendſte 
Räuberromantik. Genug an dem, die actenmäßigen Proceduren gegen 
Cartouche, Falſette, Nicol Liſt, Picard, Damian Heſſel haben den 
Namen derſelben eine furchtbare Berühmtheit für immer geſichert. 

Vergebens tagten die Herren Doctoren und Juſtitiäre bald zu 
Trier, bald zu Wetzlar und ſuchten mit ihren chirurgiſchen Inſtru⸗ 
menten, dem Nachrichterſchwerte und dem Fallbeile dem verheerenden 
Uebel beizukommen, fruchtlos ließ die Immedtat⸗Sicherheitscommiſſion 
zu Bochum, zu Eſſen, zu Eckederoth ganze Stadtviertel demoliren und 
die Raubneſter ausbrennen; das Raubgeſindel zahlte Auge um Auge, 
Zahn um Zahn, Flammengarbe um Flammengarbe prompt und reich⸗ 
lich heim, und verſetzte ringsher Alles in ſolche Furcht und Beſorgniß, 
daß ein ehrenveſt, fürſichtig und wohlweiſer Rath zu Heilbronn allen 
Ernſtes den Beſchluß faßte, an die Vagabundenconſortien einen halb⸗ 
jährigen Tribut, eine Art von Immunitätsſteuer zu zahlen, da die 
geheimen Regimentsräthe der neunundzwanzig Souveränetäten des 
ſchwäbiſchen Kreiſes ſich außer Stand erklärten, dem Weichbilde der 
Stadt ausgiebigen Schuß angedeihen zu laſſen. 

In dieſer allgemeinen Noth, in welcher die deutſche Reichs⸗ 
polizei nur zu offenkundig ihre klägliche Ohnmacht einbekennen mußte, 
war es die Wiſſenſchaft, welche um die Mitte des 18. Jahrhunderts, 
den Fehdehandſchuh aufnehmend, gegen das Vagabundenweſen mit 
Erfolg in die Schranken trat. Bereits 1740 und 1755 erſchienen in 
Gotha und Frankfurt am Main zwei Schriftchen über das Vaga⸗ 
bundengeſindel und deſſen Machinationen. Im Jahre 1793 wurde die 
Unterſuchung gegen den berüchtigten Gauner „Conſtanzer Hans“, 
den Stifter der Neckarbande, publicirt; 1793 endlich veröffentlichte 
der Oberamtmann Jacob Scheffer in Stuttgart eine Monographie 
unter dem Titel „Abriß des Gauner⸗ und Bettelweſens in Schwa⸗ 
ben“, die nach der Aeußerung eines Zeitgenoſſen „dem nichtswürdigen 
Vagabundenpack gefährlicher wurde, als ein ganzes Aufgebot von 
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Polizeivögten.“ Hieran ſchloß ſich eine ganze Reihe von actenmäßigen 
Darſtellungen der Gauner⸗ und Spitzbubenverbindungen am Rhein 
(Eberhardt: Köln 1804), im Speſſart und Odenwalde (Pfilter: 
Heidelberg 1812), eine actenmäßige Geſchichte der Vogelsberger⸗ und 
Wetterauerbande (v. Grollmann: Gießen 1813), und ein zu Hamburg 
1814 abgefaßtes, in vielen Tauſenden Exemplaren verbreitetes alpha⸗ 
betiſches Verzeichniß der bekannteſten und gefährlichſten Räuber, Diebe 
und Vagabunden. Auf Grundlage desſelben hat im Jahre 1822 
Schwenken ſeine Arbeit „über das Gauner⸗ und Vagabundengeſindel, 
ſowie einzelne profeſſionelle Diebe, nebſt genauer Beſchreibung ihrer 
Perſon“ zu Stande gebracht. Eine gleichfalls treffliche, eine Fülle von 
beachtenswerthen Erfahrungen und Beobachtungen enthaltende Arbeit 
iſt jene von Thiele „über die jüdiſchen Gauner in Deutſchland, ihre 
Taktik, Eigenthümlichkeiten und Sprache“ (Berlin 1848) und Ave⸗ 
Lallemants rühmliches Werk „das deutſche Gaunerthum“ (Leipzig 
1858). 

Aus dem in den genannten Arbeiten niedergelegten Proceß⸗ 
materiale geht nun überall hervor, daß ſich das Gaunerthum aus 
den Landſtreicherhorden nicht nur entwickelte, ſondern fortwährend 
ergänzte, daß jene Unzahl von Vaganten, Bettlern und Taugenichtſen, 
welche arbeitsſcheu und genußſüchtig zugleich umherſchweiften und 
fremden Verdienſt ſchonungslos ausbeuteten, in Zeiten der Bewegung 
und Gährung zu jener finſteren Macht anſchwoll, welche die Grund- 
lagen der ſtaatlichen Ordnung wiederholt auf das gewaltigſte erſchüt⸗ 
tert hat. — Dieſe Gefahr iſt auch in der Gegenwart nicht geſchwun⸗ 
den, ſie beſteht fort, vielleicht nur mit dem Unterſchiede, daß ſich die 
Betriebsfertigkeit des Landſtreicherthums den modernen Verhältniſſen 
angeſchloſſen hat, daß deſſen Organiſation geheimer, raffinirter wurde, 
daß der Inſtinct, eine Situation auszubeuten, ſich verfeinerte, daß die 
enge Allianz zwiſchen Müßiggang und Proſtitution innerhalb des 
Vagabundenmetiers Varianten zu Tage förderte, welche ſelbſt die beſ⸗ 
ſeren Stande nicht gefeit erſcheinen laſſen vor moraliſcher Verſunken⸗ 
heit. Es liegt gewiß viel Wahres in dem Gedanken v. Mohls, daß 
das moderne Vagabundenweſen durch die Geſchicklichkeit, mit welcher 
dasſelbe jeglichen, aus der Culturverallgemeinerung reſultirenden Fort⸗ 
ſchritt in ſeinem Intereſſe auszubeuten verſteht, an Gefährlichkeit eher 
zu⸗ als abgenommen hat. Durch dieſe Thatſache, welche dem Erfah⸗ 
rungsbereiche jedes Einzelnen nahe genug gerückt iſt, wird nun immer 
wieder die Frage nach den Mitteln, welche der Staat zum Schutze 
feiner Bürger gegen das Vagabundenthum zu ergreifen hat, in den 
Vordergrund geſtellt. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


——— 


Die polltiſche Bezirksbehörde kann einen ihr geſetzwidrig erſchei⸗ 

nenden Beſchluß einer Bezirksvertretung nicht lediglich durch Ab⸗ 

lehnung ſeiner Execution unwirkſam machen, ohne vorher die Ent⸗ 

ſcheidung der Statthalterei über die Durchführbarkeit des Be⸗ 
ſchluſſes eingeholt zu haben. 


Der Bezirksausſchuß in P. hat im Auguſt 1869 dem ehema⸗ 
ligen Gemeindevorſteher in H., Jacob K., eine Ordnungsſtrafe von 
10 fl. auferlegt, weil derſelbe ſeiner Pflicht zur Ordnungsherſtellung 
in der Abfuhr der während ſeiner Amtirung ausſtändigen Bezirks⸗ 
umlagen aus der Gemeinde H. nicht nachgekommen iſt, und die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft in P. um die Einhebung dieſer Ordnungsſtrafe 
von 10 fl. zu Handen der Gemeindecaſſe in H. gebeten. 

Die Bezirkshauptmannſchaft lehnte dieſes Anſinnen unter Hin⸗ 
weiſung auf § 100 G. O. ab, weil Jakob K. zur Zeit der Auferle⸗ 
gung der Ordnungsſtrafe nicht mehr Mitglied des Gemeindevorſtan⸗ 
des war. 

Gegen dieſen Vorgang der Bezirkshauptmannſchaft brachte der 
Bezirksausſchuß in P. die Berufung an die Statthalterei ein, worin 
er anführte, „die Ordnungsſtrafe ſei dem Jakob K. auferlegt worden; 
es ſei ſomit feine perſönliche Angelegenheit geweſen, gegen die Verfü⸗ 
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gung des Bezirksausſchuſſes entweder an den Landesausſchuß, oder vorſtandes in gewiſſen Fällen Geldſtrafen, beziehungsweiſe Ordnungs⸗ 


nach § 79, ad 1 des Bezirksvertretungsgeſetzes an die Statthalterei 
die Beſchwerde zu richten, K. habe weder das Eine noch das Andere 
gethan, und es ſei die Verfügung des Bezirksausſchuſſes ſonach in 
Rechtskraft erwachſen. Die Bezirkshauptmannſchaft ſei-wahrſcheinlich 
von der Anſicht ausgegangen, daß der Bezirksausſch ß durch jene 
Verfügung ſeinen Wirkungskreis überſchritten oder gegen die beſte⸗ 
henden Geſetze verſtoßen habe; doch in dieſem Falle ſei die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft nicht berechtigt geweſen, den Beſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes für ungiltig zu erklären, ſondern hätte nach § 79, ad 2 
des Bezirksvertretungsgeſetzes dieſen Beſchluß ſiſtiren und die Entſchei⸗ 
dung über die Frage, ob der Beſchluß vollzogen werden kann oder 
nicht, von der Statthalterei einholen ſollen, welche ſich hierüber mit 
dem Landesausſchuſſe ins Einvernehmen zu ſetzen gehabt hätte. Der 
Bezirksausſchuß habe aber auch bei der Auferlegung der Ordnungs⸗ 
ſtrafe an den früheren Gemeindevorſtand Jakob K. weder ſeinen 
Wirkungskreis überſchritten, indem die Einhebung der Bezirksumlagen 
zum ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe gehöre, ſomit in dieſer Richtung 
der Gemeindevorſteher und die Gemeinderäthe den Beſtimmungen des 
§ 100 G. O. unterworfen ſind, noch gegen die beſtehenden Geſetze 
verſtoßen, da nach $ 100 G. O. der Bezirksausſchuß Mitglieder des 
Gemeindevorſtandes, welche ihre Pflichten in den Geſchäſten des ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreiſes verletzen, mit Ordnungsſtrafen bis 20 fl. 
belegen kann, mögen dieſelben aus dem Gemeindevorſtande bereits 
ausgetreten ſein oder nicht, wenn ſie nur, wie Jakob K., während 
ihrer Function als Mitglieder des Gemeindevorſtandes ihre Pflichten 
verletzt haben, weil dieſelben ſonſt durch verſchiedene Mittel die Er⸗ 
füllung ihrer Pflichten bis zum Austritte aus dem Gemeindevorſtande 
hinausſchieben und ſodann nicht mehr geſtraft werden könnten. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in P. bemerkte bei Vorlage dieſer 
Berufung, daß die Function des Jakob K. als Gemeindevorſteher 
bereits ſeit 24. April 1868 aufgehört hat, der Bezirksausſchuß nach 
§ 100 G. O. nur Mitglieder des Gemeindevorſtandes mit Ordnungsſtrafen 
belegen könne, ein weiteres Strafrecht aber dem Bezirksausſchuffe 
geſetzlich nicht zuſtehe und auf den vorliegenden Fall die Beſtimmung 
des § 79 des Bezirksvertretungsgeſetzes keine Anwendung finde. Die 
Statthalterei hielt die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft aufrecht. 

Anläßlich des dagegen eingebrachten Miniſterialrecurſes hat das 
Miniſterium des Innern unterm 16. März 1872, 3. 2163, in fol⸗ 
gender Weiſe entſchieden: „Der Vorgang der Unterbehörden ſtellt ſich 
als den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften nicht entſprechend 
dar. Denn die Bezirkshauptmannſchaft war, nachdem ſie in dem bezüg⸗ 
lichen Beſchluſſe des Bezirksausſchuſſes entweder eine Ueberſchreitung 
ſeines Wirkungskreiſes oder einen Verſtoß gegen die beſtehenden Ge⸗ 
ſetze erblickt hat, nicht berechtigt, die angeſuchte Exequirung jenes Be⸗ 
ſchluſſes einfach abzulehnen, ſondern dieſelbe war in Gemäßheit des 
§ 79, Abſ. 2 des Geſetzes über die Bezirksvertretung verpflichtet, die 
Ausführung dieſes Beſchluſſes zu unterſagen und die Entſcheidung 
über die Frage, ob der Beſchluß vollzogen werden kann oder nicht, 
ſofort von der Statthalterei einzuholen. Nachdem die Vorſchriften des 
eitirten $ 79 bei den Entſcheidungen der Bezirkshauptmannſchaft und 
der Statthalterei nicht beachtet worden ſind, ſo müſſen dieſelben an⸗ 
läßlich der eingebrachten Berufung des Bezirksausſchuſſes in P. be⸗ 
hoben werden und wird der Act zur Amtshandlung in Gemäßheit der 
erwähnten geſetzlichen Beſtimmung zurückgeſtellt.“ 

Dieſer Entſcheidung lagen folgende Erwägungen zu Grunde: 

„Nach § 100 der böhmiſchen Gemeindeordnung kann der Bezirks⸗ 
ausſchuß Mitglieder des Gemeindevorſtandes, welche ihre Pflichten in 
den Geſchäften des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes verletzen, mit Ord⸗ 
nungsſtrafen bis 20 fl. belegen. Unter dem Ausdrucke „Mitglieder 
des Gemeindevorſtandes“ können nur die wirklich noch fungtrenden, 
nicht aber auch die bereits ausgetretenen Mitglieder des Gemeinde⸗ 
vorſtandes verſtanden werden, und es kaun der Bezirksausſchuß gegen 
letztere Perſonen aus Anlaß ihrer bereits beendeten Function als Mit⸗ 
glieder des Gemeindevorſtandes nicht mehr mit Ordnungsſtrafen im 
Sinne des $ 100 G. O. vorgehen. Die Richtigkeit dieſer Anſicht 
ergibt ſich aus dem Wortlaute des eben citirten Paragraphs und wird 
dadurch unterſtützt, daß in anderen Ländern die dem § 100 der böh⸗ 
miſchen Gemeindeordnung correſpondirenden Paragraphe der Gemeinde⸗ 
ordnungen durch ſpatere Landesgeſetze in der Richtung abgeändert 
worden ſind, daß dem Landesausſchuſſe ausdrücklich das Recht einge⸗ 
räumt wurde, auch gegen ausgetretene Mitglieder des Gemeinde⸗ 


ſtrafen zu verhängen. (So wurde der § 87 der Gemeindeordnung für 
Steiermark durch das Geſetz vom 12. April 1866; der § 87 der 
Gemeindeordnung für Schleſien durch das Geſetz vom 20. Sept. 
1868 und der § 89 der Gemeindeordnung für Kärnten durch das 
Geſetz vom 7. December 1868 (Sammlung der Reichs⸗ und Landes⸗ 
geſetze. 4. Theil, S. 163, 5. Theil, S. 285 und 5. Theil, S. 148) 
in dieſer Richtung abgeändert.) 

Weder das Bezirksvertretungsgeſetz, noch die Gemeindeordnung 
für Böhmen räumen den Bezirksausſchüſſen das Recht der Exequirung 
der von ihnen verhängten Ordnungsſtrafen ein; dieſelben müſſen ſich 
vielmehr diesfalls an die politiſche Bezirksbehörde wenden, welche nach 
§ 3 der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854 (R. G. Bl. 
Nr. 96) dieſe Ordnungsſtrafen einzutreiben competent iſt. Die poli⸗ 
tiſche Bezirksbehörde kann die vom Bezirksausſchuſſe angeſuchte Ein⸗ 
treibung einer ſolchen von letzterem verfügten Ordnungsſtrafe nicht 
ablehnen, wenn ſie den diesfälltgen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
geſetzmäßig findet. Sollte jedoch die politiſche Bezirksbehörde der An⸗ 
ſicht ſein, daß der Bezirksausſchuß durch feinen Beſchluß feinen Wir⸗ 
kungskreis überſchritten oder gegen die beſtehenden Geſetze verſtoßen 
hat, jo tft die politiſche Bezirksbehörde nach § 79, Abſ. 2 des Bezirks⸗ 
vertretungsgeſetzes berechtigt und verpflichtet, die Ausführung eines 
ſolchen Beſchluſſes zu ſiſtiren und die Entſcheidung über die Frage, 
ob der Beſchluß vollzogen werden kann oder nicht, ſofort von der 
Statthalterei einzuholen, welche ſich hierüber mit dem Landesausſchuſſe 
in das Einvernehmen zu ſetzen hat. 

Im vorliegenden Falle hat die Bezirkshauptmannſchaft in P. 
unter Hinweiſung auf § 100 G. O. die Einhebung der gegen Jakob 
K. verhängten Ordnungsſtrafe abgelehnt, weil dieſer zur Zeit der Auf⸗ 
erlegung der Ordnungsſtrafe nicht mehr Mitglied des Gemeindevor⸗ 
ſtandes war. Die Anſicht der Bezirkshauptmannſchaft, daß der frühere 
Gemeindevorſteher Jakob K. nach $ 100 G. O. vom Bezirksaus⸗ 
ſchuſſe mit einer Ordnungsſtrafe nicht mehr belegt werden kann, iſt 
zwar richtig; allein die Bezirkshauptmannſchaft hätte die von dem 
Bezirksausſchuſſe angeſuchte Eintreibung dieſer Ordnungsſtrafe nicht 
einfach unter Hinweiſung auf die deren Verhängung entgegenſtehende 
geſetzliche Beſtimmung ablehnen, ſondern die Entſcheidung der Statt⸗ 
halterei über die Vollziehbarkeit des Beſchluſſes des Bezirksausſchuſſes 
nach den Beſtimmungen des § 79 des Bezirksvertretungsgeſetzes vor⸗ 
erſt einholen ſollen.“ Kl. 


Die Schmälerung eines mit Servitutsrechten belaſteten Objectes 
durch Abtretung von Theilen desſelben an einzelne Mitberechtigte 
behufs Ablöſung ihrer Rechte iſt geftattet. 


Von den Beſtitzern der 66 forſtberechtigten Realitäten der Ge⸗ 
meinde W. einigten ſich 53 mit dem Gute A. auf die Ablöſung 
ihrer hausnothdürftigen Holzungs⸗, Streu- und Weiderechte mittelſt 
Abtretung von Grund und Boden, während die übrigen 13 zu einem 
Vergleiche nicht zu bewegen waren, wonach von dem Verpflichteten 
der Antrag auf Regulirung der Rechte der Letzteren nach vorgängiger 
Aufnahme des Oekonomie⸗ und Baubefundes zur Erhebung des Maßes 
des Genuſſes (Punkt E des § 7 des kaiſerlichen Patentes vom 5. Juli 
1853) gemäß § 11 des Patentes und § 63, lit. b) der Durchfüh⸗ 
rungsinſtruction vom 31. October 1857 geſtellt wurde. 

Während die Vermeſſung der an die verglichenen Parteien ab⸗ 
zutretenden Waldungen im Zuge war, brachten die 13 Streiter bei 
der Grundlaſten⸗Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Landescommiſfion eine 
Beſchwerde gegen den von der k. k. Localcommiſſion R. bei der Aus⸗ 
mittlung der abzutretenden Waldtheile beobachteten Vorgang ein, in 
welcher fie anführten, daß das belaſtete Object, auf welches ſich ihre 
zu regulirenden Rechte bezögen, keiner Schmälerung unterzogen werden 
dürfe, daß ſonach aus denjenigen Waldcomplexen in der Gemeinde 
W., auf welchen ihre Rechte hafteten, an die verglichenen Parteien 
keine Theile herausgemeſſen werden könnten. 

Die Localcommiſſion erſtattete an die Landescommiſſion die 
Aufklärung hierüber dahin, daß auf den einzelnen Waldcomplexen der 
Gemeinde W. gleichzeitig die Rechte der Beſchwerdeführer und der 
verglichenen Parteien hafteten, daß innerhalb dieſer Complere die 
ſämmtlichen Rechte ohne Beſchränkung der einzelnen Berechtigten auf 
gewiſſe Genußörter gemeinſam ausgeübt würden, daß die abzutretenden. 


— 64 
Waldtheile nur das Aequivalent für die von den hiemit zu bethei⸗ 
lenden Parteien ausgeübten Rechte ſeien, von welch' letzteren ja eben 
die dem verpflichteten Gute verbleibenden Waldflächen entlaſtet wür⸗ 
den, daß weiter die zu regulirenden Berechtigten beim Beginne der 
Vermeſſung aufgefordert wurden, an Ort und Stelle behufs Wah⸗ 
rung ihrer Intereſſen zu erſcheinen, welcher Aufforderung dieſelben 
auch entſprochen, und daß endlich in Berückſichtigung der Wünſche 
derſelben und ſogar mit Beeinträchtigung der vom Verpflichteten ge⸗ 
wünſchten und auch im Intereſſe der Forſteultur wünſchenswerthen 
Arrondirung der dem Gute A. verbleibenden Grundfläche in jedem 
Waldcomplexe für fie ſolche Theile reſervirt wurden, aus welchen fie 
auf die leichteſte und billigſte Art die Forſtproducte zu ihren Behau⸗ 
ſungen bringen konnten, und welche nach dem Gutachten des ämt⸗ 
lichen Sachverſtändigen aus dem Forſtfache mehr als hinreichend zur 
Deckung der ausgemittelten Nothdurften waren. 

Hierüber erkannte die k. k. Landescommiſſion unterm 26. Auguſt 
1870, 3. 703: dieſelbe finde der Beſchwerde der N. N. (folgen die 
Namen der 13 Grundbeſitzer) gegen den Vorgang der k. k. Grund⸗ 
laſten⸗Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Localcommiſſion in R. bei Aus⸗ 
mittlung der an die übrigen Forſtberechtigten in der Gemeinde W. 
als Grundäquivalente für ihre Servitutsrechte abzutretenden Wald⸗ 
theile in Erwägung, daß auf demſelben belaſteten Objecte, auf welches 
fich die zu regulirenden Rechte der Beſchwerdeführer beziehen, auch 
zugleich die mittelſt Abtretung von Grund und Boden abzulöſenden 
Rechte der übrigen Forſtberechtigten in der Gemeinde W. haften, — 
und daher die Letzteren auch auf die Zuweiſung ihrer Grundäquiva⸗ 
lente aus eben dieſem belaſteten Objecte den geſetzlichen Anſpruch 
haben, — die den Gegenſtand der Beſchwerde bildende Abtretung von 
Grundtheilen aus dieſem Objecte aber eben nur die Zuweiſung der 
Grundäquivalente an die durch Abtretung von Grund und Boden zu 
entſchädigenden Berechtigten für ihre innerhalb desſelben Objectes 
bisher ausgeübten Servitutsrechte zum Zwecke hat und daher voll⸗ 
kommen geſetzlich iſt; — in Erwägung, daß die Ablöſung der Ser⸗ 
vitutsrechte durch Abtretung von Grund und Boden eine im Geſetze (§ 14, 
B 1 des Patentes vom 5. Juli 1853) vorgeſehene iſt und im vorliegenden 
Falle das belaſtete Objeet nur für die auf demſelben wirklich haften⸗ 
den Servitutsrechte in Anſpruch genommen wird; — in Erwägung, 
daß für die zu regulirenden Rechte der Beſchwerdeführer bei Vor⸗ 
nahme der Localerhebung die gehörige Vorſorge getroffen wurde, — 
dieſelben auch aufgefordert wurden, zur Wahrung ihrer Intereſſen bei 
der Commiſſion ſich zu melden, — und übrigens von einer Beein⸗ 
trächtigung ihrer Rechte um ſo weniger eine Rede ſein kann, als die 
übrigen Berechtigten nur die ihnen nach dem Geſetze gebührenden 
Grundäquivalente erhalten, — keine Folge zu geben. 

Dieſe Zwiſchenentſcheidung, gegen welche gemäß § 129 der 
Durchführungsinſtruction vom 31. October 1857 die Beſchwerde nur 
vereint mit dem gegen die Meritalentſcheidung der Landescommiſſion 
gerichteten Recurſe eingebracht werden konnte, wurde über die gegen 
die letztere von den Berechtigten ergriffene Berufung vom k. k. Mi⸗ 
niſterium des Innern unterm 11. März 1872, 3.9659, vollinhaltlich 
beſtätigt. Dr. Külb. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Junern vom 20. März 1872, Z. 4056, betreffend 
die unmittelbare Mittheilung der rückſichtlich ungariſcher Unterthanen gefällten 
Schuberkentniſſe an die betreffende ungariſche Comitatsbehörde oder Gemeinde. 


Es iſt vorgekommen, daß die rückſichtlich der Abſchiebung ungariſcher Unter⸗ 
thanen nach Ungarn gefällten Schuberkenntniſſe von Seite der diesſeitigen Schub⸗ 
behörden an das k. ungariſche Miniſterium des Innern eingeſendet wurden. 

Nachdem dieſe Erkenntniſſe ſachgemäß zur Zeit des Eintreffens des Schüblings 
an ſeinem Beſtimmungsorte ſchon in der Hand der betreffenden Comitatsbehörde oder 
Gemeinde fein ſollen, was aber bei dem obigen Vorgange häufig nicht möglich iſt, fo 
werden Euer über Erſuchen des k. ungariſchen Mintfteriums des Innern 
vom 11. März 1872, 3. 6099, eingeladen, die unterſtehenden Schubbehörden dahin 
anzuweiſen, daß dieſelben die rückſichtlich ungariſcher Unterthanen gefällten Schub⸗ 
erkenntniſſe oder die Mittheilung über die erfolgende Abſchiebung eines Ungarn in 
ſeine Heimat nicht an das gedachte Miniſterium, ſondern directe an die zuſtehende 
Comitatsbehörde, beziehungsweiſe an den Magiftrat jener k. Freiſtadt, in deren Bereich 
der Schübling zuſtändig iſt, zu ſenden haben. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 13. Juli 1871, 3. 19.269 „ betreffend 
die Stempelbehandlung der Quittungen der Landesirrenanſtalten über Verpflegs⸗ 
koſten. 


Den Empfangsbeſtätigungen der Landesirrenanſtalten über die Verpflegskoſten 
kommt nach der Tarifpoſt 75, lit. b des Geſetzes vom 9. Februar 1850 die Ge⸗ 
bührenfreiheit zu, mögen die Verpflegsgebühren der Anſtalt direct vom Aerar 
bezahlt werden oder mag die Beitreibung derſelben auf eine andere durch die Vor⸗ 
ſchriften vorgezeichnete Art erfolgen. — Inſoferne jedoch die Irrenanſtalt Quittungen 
über Proviſionen, Penſionen, Gnadengaben oder über die Coupons von den in den 
Depoſitenämtern erliegenden Werthpapieren für die von ihr in Verpflegung genom⸗ 
menen Bezugsberechtigten ausſtellt, kommt dieſen Quittungen die Gebührenfreiheit 
nicht zu, da in dieſen Fällen dieſelbe, wenn ſie auch zur Behebung der erwähnten Be⸗ 
züge im Namen der Bezugsberechtigten behördlich ermächtiget wurde, nur als Sach— 
walter derſelben erſcheint, welchem kein anderes Befugniß eingeräumt werden ka un, 
als demjenigen zuſteht, den er vertritt. 


Erlaß des k. k. Miuiſteriums für Landesvertheidigung vom 10. Jänner 1872, 
Z. 347/66 II, betreffend die Erleichterung für zur Landwehr aſſentirte Lehr⸗ 
perſonen bei der Friſteinhaltung der militäriſchen Ausbildung. 


Die Beſtimmung, nach welcher, um Störungen des Unterrichts zu vermeiden, 
die an ſolchen Volksſchulen, au welchen die Schulferien die Dauer von acht Wochen 
nicht erreichen, angeſtellten und unter Anwendung des $ 27 des Wehrgeſetzes beur⸗ 
laubten Lehramtscandidaten und Lehrer zur erſten achtwöchigen militäriſchen Ausbil⸗ 
dung in zwei unmittelbar nacheinander folgenden Jahren auf je vier Wochen einge- 
zogen werden dürfen, hat auch auf die zur Landwehr unmittelbar aſſentirten Lehr⸗ 
perſonen Anwendung zu finden. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landes vertheidigung dto. 26. Jänner 1872, 

Z. 945, betreffend die Abſtellung der Aſſiſtenzgebühr für die k. k. Gendarmerie 

bei von Gemeinden erbetenen Dienſtleiſtungen gelegentlich der Tanzunterhaltungen 
und anderen Beluſtigungen. 


Bei den mit 1. Jänner d. J. ins Leben getretenen erhöhten Gebühren der 
Gendarmeriemannſchaft erſcheint die mit dem Erlaſſe vom 26. Nuguft 1868, Z. 1474, 
zugeſtandene Entlohnung von 50 kr. an Gendarmen, welche den Gemeinden aus 
Anlaß von Tanzunterhaltungen und ſonſtigen Beluſtigungen Aſſiſtenz leiſten, von 
Seite der die Aſſiſtenz verlangenden Gemeinden umſoweniger angezeigt, als diefes 
Zugeſtändniß bei einzelnen Gemeinden die Anſchauung hervorgerufen zu haben ſcheint, 
daß denſelben, ſobald fie die Gebühr von 50 kr. erlegt haben, die Gendarmerie⸗Aſſiſtenz 
ohne Weiteres beigeſtellt werden müſſe und als der Gendarm, wenn ihn eine Dienſt⸗ 
leiſtung über 24 Stunden von ſeinem Dienſtorte entfernt hält, ohnedies zur Aufrech⸗ 
nung eines Zehrungskoſtenbeitrages von 40 kr. befugt iſt. 

Es wird daher die weitere Einhebung dieſer Aſſiſtenzgebühr für die k. k. 
Gendarmerie abgeſtellt. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem o. Profeſſor des römiſchen Rechtes an der Wiener: 
Univerſität, Hofrath Dr. Rudolf Ihering das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens 
tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Vorſtande der Landesbuchhaltung in Innsbruck 
Alois Zim meter das Ritterkreuz des Franz Joſephs⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Communal⸗ und Gerichtsarzte Dr. Wenzel Pauk 
zu Neuhaus in Böhmen das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Landesſchulinſpector J. Cl. in Wien Moriz Ritter v. 
1 1 bei deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Charakter eines Hofrathez 
verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenier Eduard Schier zum Oberinge⸗ 
nieur und den Bau⸗Adjuncten Karl Nowotny zum Ingenieur für den Staatsbau⸗ 
dienſt in Mähren ernannt. 


Erledigungen. 


Waldſchätzungs⸗Referentenſtelle bei der k. k. Bezirks⸗Schätzungscommiſſion zu 
Zell am See in Salzburg mit 3 fl. Taggeld, bis 20. April. (Amtsbl. Nr. 79.) 

Conceptsprakticantenſtelle bei der k. k. niederöſterreichiſchen Poſtdirection mit 
400 fl. Adjutum jährlich, bis 10. Mai. (Amtsbl. Nr. 79.) 

Caſſiersſtelle bei der Landeshauptcaſſe zu Linz mit 1000 fl. Gehalt, eventuell 
eine Offtcialsſtelle mit 800 fl oder eine Aſſiſtentenſtelle mit 600 fl. Gehalt jährlich. 
bis En de April. (Amtsbl. Nr. 80.) 57 a 

Regierungsconcipiſtenſtelle, proviſoriſche, bei der k. k. Landesregierung in 
Salzburg mit 800 fl. Gehalt, bis 30. April. (Amtsbl. Nr. 82). 8 

Telegraphenamts⸗Verwaltersſtelle in Czernowitz mit 1200 fl. Jahresgehalt, 
gegen Caution, bis 1. Mai. (Amtsbl. Nr. 82). 

Aſſiſtentenſtelle an der k. k. Marine⸗Akademie zu Fiume für Phyſtk, mit 600 fl. 
Gehalt und 120 fl. Quartiergeld, bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 84). 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


